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BGH-Urteil zum Prämiensparen – rien ne va plus?

 – von Dr. Jan-David Jansing und Dr. Bernd Linnebacher –

Unser 'Bank-Recht intern'-Autorenteam:
RA Dr. Jan-David Jansing und RA Dr. Bernd Linnebacher, VOELKER & Partner mbB, Reutlingen

Kontakt: über bank@kmi-verlag.de oder unmittelbar info@voelker-gruppe.com

Am 06.10.2021 hat der Bundesgerichtshof im Verfahren Az. XI ZR 234/20 in einem Musterfeststellungsklagever-
fahren zentrale Streitfragen zu Prämiensparverträgen geklärt – und dabei jeweils den für die Verbraucher
günstigsten Standpunkt eingenommen und den Argumentationsspielraum der Kreditinstitute extrem verengt:

Während das OLG Dresden in erster Instanz noch entschieden hatte, dass die Auswahl des für die
Zinsanpassungen maßgeblichen Referenzzinssatzes könne gar nicht im Musterfeststellungsverfah-
ren geklärt werden könne (weil es sich um eine von individuellen Besonderheiten geprägte "ergän-
zende Vertragsauslegung" handele), hat der Bundesgerichtshof jetzt eine Verallgemeinerungsfähigkeit
bejaht. Er hat die Sache an das OLG zur Einholung eines Sachverständigengutachtens zurückverwie-
sen und zugleich Leitlinien für die Ermittlung des 'richtigen' Referenzzinssatzes aufgestellt: Es sei
demnach sachgerecht, "einen Zinssatz für langfristige Spareinlagen als Referenz für die Verzinsung der Sparein-
lagen heranzuziehen" und diesen monatlich anzupassen, weil auch die veröffentlichten Referenzzins-
sätze monatlich erhoben werden.

Vor allem hat der BGH auch vorgeschrieben, dass die Zinsanpassungen hätten auf Basis der relativen Marge
zu erfolgen hätten, also anhand des prozentualen Abstands zwischen dem Referenzzins und dem Endkunden-
zins bei Vertragsabschluss und nicht – wie Banken dies in Gerichtsverfahren bisher mit guten Gründen
vertreten haben – auf Basis der absoluten Marge (also anhand eines gleichbleibenden Abstands in Höhe einer
bestimmten Prozentpunktzahl): Die relative Marge führt angesichts des seit Vertragsschluss ständig abfallenden
Zinsniveaus zumeist zu deutlich höheren Nachzahlungen als die Anwendung der absoluten Marge.

Zudem hat der BGH auch die Auffassung des OLG Dresden bestätigt, Ansprüche von Verbrauchern
auf Nachzahlung zu Unrecht nicht gutgeschriebener Zinsen würden erst mit der Fälligkeit des
gesamten Sparkapitals fällig, könnte also in der Regel erst verjähren, wenn der betreffende Sparver-
trag vor mehr als drei Jahren beendet wurde. Die sich zuletzt abzeichnende (überzeugende) anderslau-
tende Auffassung in der Fachliteratur und von einzelnen Gerichten (die auf eine regelmäßige drei-
jährige Verjährung beginnend ab dem Zeitpunkt der unterlassenen Gutschrift abstellten) dürfte damit
nicht mehr haltbar sein.

Offen gelassen hat der BGH lediglich die Frage, ob möglicherweise Nachzahlungsansprüche verwirkt seien
könnten und welche Anforderungen dabei an das "Umstandsmoment" zu stellen seien. Diese Fragen seien
aber nicht im Wege der Musterfeststellungsklage zu beantworten.

Ist damit nun also jede Rechtsverteidigung bei Prämiensparverträgen endgültig unmöglich geworden?
Hat die Aufsichtsbehörde BaFin recht, wenn sie davon ausgeht, dass es einen 'Missstand' darstelle,
falls Banken sich trotz 'klarer Rechtslage' weigern, Prämiensparern Nachzahlungen gemäß den oben
genannten Grundsätzen zu zahlen? Sicher ist, dass die Rechtsverteidigung fortan (nochmals) mas-
siv erschwert wird – Einzelheiten wird man aber erst festlegen können, sobald die Urteilsgründe
vollständig vorliegen. Dann wird sich z. B. zeigen, ob die Feststellung des BGH zur "ergänzenden
Vertragsauslegung" sich nur auf den dortigen konkreten Prämiensparvertrag bezog, der sich dadurch
auszeichnete, dass Sparer am Anfang gar keine Prämie erhielten und erst im Laufe einer 15jährigen



Nr. 43/2021, Seite 2

Staffelung max. 50 % Prämie bekamen – während andere Produkte schon von Anfang an eine Prä-
mienzahlung in signifikanter Höhe vorsehen. Je nachdem wie der BGH in der Urteilsbegründung
argumentieren wird, kann es z. B. weiter möglich sein, bei Produkten mit anders gestalteten Prämien-
staffeln auf andere Referenzzinssätze abzustellen oder ein Mischungsverhältnis aus lang- und kurz-
fristigen Referenzzinssätzen heranzuziehen.

Von Interesse werden auch die Ausführungen in der Urteilsbegründung zur Verjährung sein: Wird dort
primär auf die Ziff. 3.3 der Allgemeinen Sparbedingungen abgestellt, kann unter Umständen eine kürzere
Verjährungsfrist noch begründet werden, soweit es um Produkte geht, bei denen nicht auf diesen Passus
verwiesen wird (wie dies z. B. bei einigen Scala-Produkten). Von besonderem Interesse werden auch die
Erwägungen des BGH zur Verwirkung sein, etwa wenn sich der Senat in den Urteilsgründen dazu geäußert
haben sollte, wann die beanstandungslose Sparbuchvorlage über mehrere Jahre hinweg doch ein Um-
standsmoment begründen könnte: Denn das diesbezügliche Feststellungsziel der klagenden Verbrau-
cherzentrale lautete, allgemein feststellen zu lassen, dass allein die jahrelange widerspruchslose Hinnahme
der falschen Zinszahlungen keine Verwirkung begründen könne; indem der BGH dies jedenfalls nicht in
dieser Form bestätigt hat, gibt er wohl zu erkennen, es könne durchaus Fälle geben, in denen die wider-
spruchslose Hinnahme zur Verwirkung führen kann.

Vor allem wird es künftig darauf ankommen, bei Streitigkeiten mit Verbrauchern die Verteilung der
Darlegungs- und Beweislast in den Blick zu nehmen und die Frage zu beleuchten, welche Berech-
nungsparameter Kreditinstitute zulässigerweise mit Nichtwissen bestreiten können, sofern dort (wie
fast immer) keine lückenlose Aufzeichnung aller Zahlungsströme mehr vorhanden sein sollte. Denn
erfahrungsgemäß basieren die kundenseits durchgeführten Berechnungen nur auf pauschalen An-
nahmen zu den regelmäßig geleisteten Raten, ohne dass konkrete Belege über alle tatsächlichen
Einzahlungen vorgelegt werden – obwohl es viele Sparverträge gibt, bei denen Ratenanpassungen,
Einmalzahlungen oder Ratenaussetzungen vorgesehen waren (weshalb nicht einfach unterstellt
werden kann, es sei immer die gleiche Sparrate geflossen). Erst recht wird man sich künftig genau
überlegen müssen, inwiefern man vor diesem Hintergrund Forderungen von Verbraucherschützern
nachkommen will, proaktiv Nachberechnungen des 'richtigen' Kontoverlaufs durchzuführen und
Verbrauchern somit die Arbeit der Anspruchsbezifferung abzunehmen.

Schließlich gehört es zur künftigen Abwehrstrategie auch dazu, den gesamten Bestand noch existierender
Prämiensparverträge daraufhin zu überprüfen, welche Verträge mittlerweile bankseits gekündigt werden
können oder müssen: Oft wird z. B. verkannt, dass Prämiensparverträge gar keine sofortige Fälligkeit des
angesparten Betrags nach Erreichen der höchsten Prämienstufe vorsehen – sondern lediglich die Sonder-
vereinbarung zur Prämienzahlung endet, aber die Geldbeträge wie beim normalen Sparbuch bis zur
Kündigung weiter (wenn auch niedriger) verzinst bleiben. Hier kann es angezeigt sein, zur Herbeiführung
der Fälligkeit (also zur Herbeiführung des Beginns der Verjährungsfrist) auch bei 'schlummernden'
Altverträgen proaktiv Kündigungen auszusprechen.

Zugleich bedeutet die Entscheidung auch eine Verschlechterung der Position von Kreditinstituten im
Rahmen des laufenden Widerspruchsverfahrens gegen die BaFin-Allgemeinverfügung: Jedenfalls wenn
die vorgelagerten verfassungsrechtlichen Bedenken gegen die Allgemeinverfügung nicht durchgreifen
sollten, wird man nun kaum mehr vertreten können, dass es an einem 'Missstand' deshalb fehle, weil im
Rahmen der individuellen ergänzenden Vertragsauslegung keine verallgemeinerungsfähigen Grundsät-
ze denkbar seien – denn genau diese hat der BGH nun (trotz aller berechtigten Kritik hieran) aufgestellt.

Insgesamt ergeben sich durch die jetzige Entscheidung des BGH zahlreiche neue Herausforderung für
Kreditinstitute, sowohl im Hinblick auf einzelne Beschwerdefälle, als auch auf die gebotenen präventiven
Maßnahmen und die möglichen aufsichtsrechtlichen Konsequenzen!
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